
11.Beiblatt 10. Oktober '1946. 

.A n fra g e 

der Abg. Dr.K ~ r e f, E i beg ger, W ed e n i g, F 0 r s t h ub e r, 

Ast 1, tin der, S p eis e rund Gellr\ssen (SPÖ) an den Bundeskanzler r 

betreffend dRs Nationalsozialistengesetz. 

-.-.-.-

Die allgemeine Erkenntnis, dass die Behandlung der einzelnen Mit­

~lieder und Funktionäre der ehemaligen NSDAP und ihrer Organisationen in 

österreich einheitlich erfolgen müsse, hat die drei demokratiachen PartciGn 

veranlasst, eine gemeinsame> Linie für d1 ese Notwendigkeit zu finden. 

Nach m6natelJngen Beratung~n hat der NatiQnalrat.in seiner Sitzung 

vom 24.Juli 1946 den einheitlichen Vorschlag der drei demokratischen rarteien 

als Geset z einstimmig beschlossen, und der Bundesrat hat diesem Beschluss die 

verfaasungsmässige Zustimmung erteilt. 

Soit' der Beschlussfassung sind fast drei Monate vergangen, ohne da~s 

sei tens des Alliierten Rates irgGndeine Stellungnahme bekannt wurde. Da 3S sich 

um ein Verfassungsgesetz handelt, wäre eine 8instimmige Annahme seitens aller 

viuJ;' alliierten Mächte notwendig, damit_es Gesetzeskraft erlangt. Bisher ist 

weder die Zustimmung erfolgt nöch aber wurde dQr Bundesregierung und dem Na­

tionalrat mitgeteilt) ob und welche Punkte dieses Gesetzes vom Alliiert8n Rat 

oder von einzGln':3ll ~l:'atzungsmächten abgelehnt wurden. Diese Ungewissheit für 

die Verwaltung ist verheerend. Die Bestimmungen des Verbotsgesetzes, das 

formell noch immer in Kraft is t, sind durch das neue Gesetz weitgehend abgo­

ändert, sd dass die Verwaltungsbeh~rden mit Recht zögern, diese Bestimmungen 

in ihrer alten Art weiter anzuwenden. Andererseits aber können ehemaligo Mit­

glieder der NSDAP, denen durch dan neue Gesetz waitgehönde Entlastungen zuteil 

wurden, . dieser 7erbdsserung .niohtteilhaftig werden, da die Behörden n("ch 

nicht berechtigt sind~ die neuen Vorschriften. anzuwend\.:ll. Nach Berichten 8.US 

den einzelnen Zonen liegen in jeder Zone die Verhältnisse anders. Eine derar­

tige Rechtsungleichheit ledeutet nicht nur eine ausser=rdentlich gefährliche 

Rechtsuns'icherheit, sondern ist leider auch geeignet, die Vereinheitlichung 

der österreichischen Verwaltung und Wirtschaft zu gefährden. 

Dazu kommt, dass der Hru. ptgedanke bei der Abf assung der neuen B..,­

stimmung der war, den minderbelasteten Naticnals~ziali8ten den Weg zur Wieder­

erlangung der vollen Staatsbürgerrechte schrittweise zu erschliessen und die 

von allen Alliiierten stets als sc notwendig bGz~ichnet~ Erziehung zur wahrhaft 

dGffiokrat ischen Gesinnung zu fördern. Nichts is t oin8r solchen Blntwicklung 

51/J V. GP - Anfrage (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



l2.:B'J~blatt lO.Oktob8r 1946. 

schädlicher, 1113 wenn den: betroffen8n Personenk:n,Jis nicht endlich einmal 

klar und unzv'~ideutig und für alle Zonen Österreichs in gleicher Weise rechts­

verbindlich;e sagt wird, welche Recht e ih:n zustehen und weIcht! Sühne er 

zu leisten hat. Eß muss daher mit allen Mitteln ein.8 Beendigun,,~ dieses 

Schwebezustandes herbeigeführt werden. 

nie unterfertigt8nAbgeordneten stellen daher an den 

Herrn Bundeskanzler die nachstehende 

A n fra g e t 

Ist der Herr Bundeskanzler bereit, dem Hohen Alliierten 

Rat di 0 Wünsche des ö st o1'reichi schen Ne.tionalrates in dieser Fr9,ße zur 

Kenntnd.s zu bringen und dem Ikhen Haus über das Ergebnis seiner Bemühungen 

zu berichten ? 

-p.-.-tl-.-
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